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Drucksache Nr. 900 


Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 


betr.: Vorlage eines Gesetzes zur Beschäftigung und 
Fachausbildung der schulentlassenen Jugend. 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, mit größter Besdileunigung ein 
Gesetz vorzulegen, nach dem im Interesse der Beschäftigung und 
Fachausbildung der schulentlassenen deutschen Jugend alle Wirt- 
schaftsbetriebe des Bundesgebietes in ähnlicher Weise, wie dies bei 
den Kriegsbeschädigten der Fall ist, verpflichtet werden, in einem be- 
stimmten Verhältnis zur Zahl der Beschäftigten entweder Lehrlinge 
einzustellen oder Ausgleichszahlungen für die Nichteinstellung von 
Lehrlingen zu leisten. Diese Ausgleichszahlungen sollen den Betrieben 
zur Verfügung gestellt werden, die über ihre Verpflichtung hinaus 
bereit sind, Lehrlinge einzustellen. 

Ferner soll das Gesetz vorsehen, daß jeder Betrieb, der über ein 
bestimmtes Maß hinaus Lehrlinge einstellt, einen zusätzlichen För- 
derungsbetrag von seinen Steuerverpflichtungen in Abzug bringen 
darf, der der Höhe des sonst für einen arbeitslosen Jugendlichen 
zu zahlenden Unterstützungs- bezw. Fürsorgebetrages entspricht. 


Bonn, den 4. Mai 1950 


Dr. Preusker 
Dr. Oellers und Fraktion 
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